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Das Nordamerikanische Freihandelsabkommen 
- No. 47 - 

Kenneth S. Kilimnik, LL.M, M.Iur, Attorney-at-Law (USA), 
New York und Hannover 
 
Am 7.10.1992 unterzeichneten die Staatsoberhäupter 
der Vereinigten Staaten, Mexikos und Kanadas ein 
zweitausend Seiten umfassendes Freihandelsab-
kommen ("North American Free Trade Agreement", 
kurz "NAFTA"-Abkommen genannt), das die Wirt-
schaft dieser drei Nationen in stärkerem Maße als 
bisher aneinander binden soll. Die drei Länder zählen 
zusammen 370 Mio Einwohner, also etwas weniger 
als der künftige Europäische Wirtschaftsraum (EWR), 
und erbringen 29 % des weltweiten Bruttosozialpro-
duktes, sind jedoch nur mit 17 % am weltweiten Ex-
port beteiligt. Nach Ratifizierung durch die Vertrags-
staaten soll NAFTA am 1.1.1994 in Kraft treten. 
 
Trotz gewisser Ähnlichkeiten mit dem Europäischen 
Wirtschaftsraum hat NAFTA einen geringeren Gel-
tungsbereich. Viele seiner Bestimmungen sind den-
noch für europäische Unternehmen, die mit Nord-
amerika Handel treiben, von tragender Bedeutung. 
Als Modell für NAFTA diente das Freihandelsab-
kommen zwischen den USA und Kanada, das im 
Januar 1989 in Kraft getreten ist. Hauptgründe für die 
Ausdehnung dieses Abkommens zu einem "Nord-
amerikanischen Gemeinsamen Markt" sind das zu-
nehmende Wirtschaftswachstum und die rückläufige 
Inflation in Mexiko sowie die Angst der Amerikaner 
vor einer "Festung Europa".  

Ziele und Geltungsbereich  

Der Europäische Binnenmarkt 1993 basiert auf den 
vier Grundsätzen des freien Warenverkehrs, freien 
Dienstleistungsverkehrs, der Freizügigkeit von Per-
sonen und des freien Kapitalverkehrs. Auch NAFTA 
will grundsätzlich den freien Austausch von Waren, 
Dienstleistungen und Kapital innerhalb von Nordame-
rika fördern. Dies geschieht jedoch wesentlich lang-
samer als in der Europäischen Gemeinschaft. Die 
bestehenden Beschränkungen für den grenzüber-
schreitenden Personenverkehr bleiben erhalten. Im 
Gegensatz zur Europäischen Gemeinschaft sieht 
NAFTA weder eine eigene Verwaltung vor, noch sol-
len ein gemeinsamer Gerichtshof oder ein gemein-
sames Parlament geschaffen werden.  

Die erklärten Ziele des NAFTA-Abkommens beste-
hen darin, Handelshemmnisse abzubauen, Investiti-
onen zu fördern, verbesserte Wettbewerbsbedingun-
gen zu schaffen und den gewerblichen Rechtsschutz 
zu sichern. Eine zusätzliche Absprache für den Be-
reich des Umweltschutzes berechtigt jedes Land, 
seine eigenen Bemühungen auf diesem Gebiet fest-
zusetzen.  

Die wichtigsten Grundsätze des NAFTA sind die ein-
heitliche Behandlung von Waren und Unternehmen 
anderer Mitgliedstaaten, die Meistbegünstigung von 
Waren und Unternehmen anderer Mitgliedstaaten 
gegenüber Drittländern und die Transparenz behörd-
lichen Handelns in den drei Mitgliedstaaten. Das Ab-
kommen sieht eine allmähliche Abschaffung aller 
Zölle für den Import von Waren aus den Mitgliedstaa-
ten vor, enthält Möglichkeiten zur Angleichung tech-
nischer Normen, legt Maßnahmen zum Schutz der 
Lebensmittelproduktion fest, regelt Investitionen und 
Finanzdienstleistungen und enthält Verfahren zur 
Beilegung von Streitigkeiten über die Auslegung des 
Abkommens.  

NAFTA befaßt sich nicht mit Fragen der Sozialpolitik, 
der Wettbewerbskontrolle, einer gemeinsamen Wäh-
rungsunion oder einer politischen Union, der Vertei-
digung oder kulturellen Fragen. Angesichts der durch 
NAFTA ermöglichten zunehmenden wirtschaftlichen 
Integration mögen jedoch gemeinsame Regelungen 
auf diesen Gebieten später folgen. Möglich ist auch, 
daß das Abkommen zu einem späteren Zeitpunkt auf 
andere Staaten Mittel- und Südamerikas ausgedehnt 
wird.  

Verminderung der Zölle auf nordamerikanische 
Waren  

Das NAFTA-Abkommen begründet keine Zollunion; 
jeder der Mitgliedstaaten wird weiterhin seine eige-
nen Zölle auf importierte Waren aus Drittländern fest-
setzen. Innerhalb von zehn Jahren sollen jedoch die 
meisten Zölle auf Waren aus anderen NAFTA-
Ländern abgebaut werden. Die Bestimmungen zum 
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Abbau der Zölle betreffen vor allem Textilien und Be-
kleidung; Personenkraftfahrzeuge, Lastwagen und 
Ersatzteile sowie landwirtschaftliche Güter. Herstel-
lern aus NAFTA-Ländern innerhalb dieses riesigen 
Wirtschaftsraumes werden dadurch erhebliche Vor-
teile gegenüber Mitbewerbern aus Drittländern einge-
räumt.  

Ein großer Teil des Abkommens befaßt sich mit Ur-
sprungsregelungen, mit deren Hilfe entschieden wer-
den soll, ob ein Produkt aus einem NAFTA-Land 
stammt und deshalb zollbegünstigt ist. In allen Mit-
gliedstaaten sollen entsprechende Zollvorschriften 
erlassen werden. Eine zollfreie Einfuhr ist auch dann 
möglich, wenn ein bestimmter Anteil des Produktes 
aus Drittstaaten stammt. Bei Kraftfahrzeugen dürfen 
z.B. 37,5 % der Teile aus Drittländern stammen.  

Das Abkommen will die Hersteller auf diese Weise 
bewegen, ihre Produkte für den nordamerikanischen 
Markt teilweise oder ganz in einem NAFTA-Land her-
zustellen. Es ist durchaus möglich, daß das Abkom-
men zu einer Verlagerung der Produktionsstätten von 
Asien und Europa nach Mexiko führen wird, um so 
den Zugang zum nordamerikanischen Markt zu si-
chern. 

Bestimmungen für Agrarprodukte  

Im Bereich der landwirtschaftlichen Produkte bleibt 
jedes NAFTA-Land weiterhin befugt, seine eigenen 
Vorschriften zum Schutz der Gesundheit zu erlassen 
und Produktionsanforderungen aufzustellen. Die Vor-
schriften müssen sich auf wissenschaftliche Grundla-
gen stützen. Die Vertragsstaaten haben sich geeinigt, 
solche Normen nicht als Handelshemmnisse zu 
mißbrauchen, sondern nur insoweit anzuwenden, als 
es zur Wahrung des nationalen Schutzniveaus uner-
läßlich ist. Das NAFTA-Abkommen empfiehlt seinen 
Mitgliedstaaten, sich an internationalen Normen zu 
orientieren, obwohl strengere, wissenschaftlich fun-
dierte Maßnahmen ebenfalls zulässig sind. Jeder 
Mitgliedstaat verpflichtet sich außerdem, auf eine 
Harmonisierung dieser Maßnahmen hinzuwirken. Ein 
fester Zeitplan wurde hierfür jedoch nicht festgesetzt.  

Das NAFTA-Abkommen verlangt Transparenz beim 
Erlaß solcher Normen. Die Öffentlichkeit muß recht-
zeitig von einem geplanten Erlaß oder einer Ände-
rung von Vorschriften informiert werden, die den 
Handel mit Nordamerika beeinträchtigen könnten. 

Technische Normen  

Das NAFTA-Abkommen verpflichtet Mexiko, die Ver-
einigten Staaten und Kanada dazu, ihre technischen 
Normen aufeinander abzustimmen, überläßt es je-

doch dem einzelnen Land, das Schutzniveau festzu-
setzen. Dieser Teil des Abkommens dürfte vor allem 
bei jenen auf Kritik stoßen, die befürchten, daß die 
Mitgliedstaaten versuchen werden, sich in der Her-
absetzung des Schutzniveaus gegenseitig zu über-
treffen, um Unternehmen den attraktiveren, weil kos-
tengünstigeren Standort anzubieten. Diesen Befürch-
tungen trägt eine bilaterale Vereinbarung Rechnung, 
in der sich die Vereinigten Staaten verpflichten, Me-
xiko bei der Durchsetzung seiner Arbeitsmarkt- und 
Umweltschutzmaßnahmen zu unterstützen. Das 
NAFTA-Abkommen verbietet es den Mitgliedstaaten, 
bereits bestehende Vorschriften zu entschärfen, nur 
um solche Investitionen zu sichern.  

Im Gegensatz zur europäischen Debatte über die 
Aufnahme weniger entwickelter Länder in die EG, ist 
das NAFTA-Abkommen nicht damit befaßt, einen 
einheitlichen Markt mit Partnern mit einem annähernd 
gleichen Lebensstandard zu schaffen. Das NAFTA-
Abkommen überläßt die Entwicklung der Sozialpolitik 
und der technischen Normen vielmehr den nationalen 
Regierungen und den Gegebenheiten des Marktes. 

Investition  

Die NAFTA-Länder sind verpflichtet, Investoren aus 
anderen NAFTA-Staaten die gleichen Bedingungen 
wie nationalen Investoren einzuräumen. Außerdem 
haben Investoren aus allen NAFTA-Ländern An-
spruch auf die besseren, anderen Investoren aus 
Drittländern angebotenen Bedingungen. Investoren 
aus NAFTA-Ländern sind von den Vorschriften be-
freit, die bei der Produktion die Benutzung eines be-
stimmten Anteils an einheimischen Rohstoffen und 
Produkten vorschreiben. Auch Mindestausfuhrquoten 
und Vorschriften über den zwangsweisen Transfer 
von Technologie gelten für diese Investoren nicht.  

Diese Befreiung räumt NAFTA-Investoren in Mexiko 
erhebliche Vorteile ein, da Mexiko ausländischen 
Investoren häufig derartige Auflagen macht. Investo-
ren aus Drittländern kommen in den Genuß dieser 
Vorteile nur, wenn sie ihre Investitionen in Mexiko 
über eine US- oder kanadische Tochter vornehmen. 
Diese Investitionsvorschriften gelten nicht für das 
öffentliche Auftragswesen, öffentliche Subventionen, 
den Bereich der nationalen Sicherheit ("national se-
curity") sowie die Massenmedien in Mexiko und Ka-
nada.  

Im Bereich des öffentlichen Auftragswesens eröffnet 
NAFTA Lieferanten aus anderen NAFTA-Staaten 
jedoch die Möglichkeit, sich an einem großen Teil der 
Ausschreibungen ohne Diskriminierung zu beteiligen. 
Es ist zu erwarten, daß öffentliche Ausschreibungen 
in NAFTA-Staaten auch Anbietern aus Drittstaaten 
zugänglich gemacht werden.  
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Mexiko hat sich verpflichtet, große Teile seiner Tele-
kommunikationsindustrie und chemischen Industrie 
zu privatisieren. Europäische Unternehmen zeigen 
bereits jetzt ihr Interesse an Investitionen in diesen 
Bereichen sowie in der Automobilindustrie. 

Finanzdienstleistungen  

Dieser Sektor wird in Nordamerika voraussichtlich am 
meisten von dem Freihandelsabkommen profitieren. 
NAFTA räumt den Banken ein größeres Betätigungs-
feld ein. Dies fördert eine Konsolidierung, die länger-
fristig zu einer solidieren Finanzierung nordamerika-
nischer Unternehmen führen soll. In einem NAFTA-
Land ansässige Anbieter von Finanzdienstleistungen 
(z.B. Aktienverkauf, Versicherung) dürfen in jedem 
anderen NAFTA-Staat tätig sein. Zudem dürfen die 
im NAFTA-Gebiet ansässigen Kunden in jedem an-
deren NAFTA-Land Finanzdienstleistungen in An-
spruch nehmen.  

Genau wie im Bereich der Investitionen müssen die 
NAFTA-Staaten ausländische Anbieter aus den 
NAFTA-Staaten wie inländische behandeln, und im 
Verhältnis zu Drittländern gilt der Grundsatz der 
Meistbegünstigung. Für diesen Bereich enthält das 
Abkommen sehr detaillierte Regelungen mit Über-
gangsfristen und einigen Ausnahmeregelungen. Da 
US-Banken nicht mit Wertpapieren handeln dürfen, 
unterliegen auch mexikanische Banken, sofern sie in 
den USA tätig sind, dieser Beschränkung.  

Personenverkehr  

NAFTA schafft keine Liberalisierung im Bereich des 
Personenverkehrs. Tatsächlich besteht jedoch be-
reits jetzt schon teilweise ein freier Arbeitsmarkt, 
wenn man bedenkt, daß Millionen von illegalen mexi-
kanischen Einwanderern in den USA tätig sind. Die 
Strafen für Arbeitgeber, die diese Menschen beschäf-
tigen sowie die Ausweisungen illegaler Arbeitnehmer 
haben diesen Zustrom kaum beeinträchtigt. NAFTA 
schweigt zu diesem Thema.  

NAFTA sieht erleichterte Einreisemöglichkeiten für 
Geschäftsleute aus NAFTA-Ländern vor. Sie erhalten 
Visa für einen befristeten Aufenthalt in anderen NAF-
TA-Ländern. Im Rahmen bestimmter Quoten können 
NAFTA-Bürger mit einer Berufsausbildung ihren Be-
ruf auch in anderen NAFTA-Ländern ausüben. Jedes 
NAFTA-Land verpflichtet sich, die Berufszulassungs-
verfahren und -vorschriften so zu gestalten, daß sie 
sachbezogen und transparent sind. Die gegenseitige 
Anerkennung von Berufs- und Ausbildungsabschlüs-
sen ist nicht vorgeschrieben, soll aber gefördert wer-
den.  

Eine befristete Zulassung von Ingenieuren aus ande-
ren NAFTA-Ländern sowie die Liberalisierung der 
Zulassung für ausländische Rechtsberater sind eben-
falls vorgesehen. Die Erteilung einer beruflichen Li-
zenz oder Erlaubnis darf nicht von der Staatsangehö-
rigkeit abhängig gemacht werden, und eine unbefris-
tete Aufenthaltserlaubnis wird für ihre Erteilung nicht 
vorausgesetzt. 

Beilegung von Streitigkeiten  

Als zentrale Behörde schafft NAFTA eine Freihan-
delskommission ("Free Trade Commission"). Ihr ge-
hören Minister bzw. Kabinettsmitglieder der drei 
NAFTA-Länder an. Die tägliche Arbeit der Kommissi-
on wird von den Beamten der drei Länder nach dem 
Einstimmigkeitsprinzip abgewickelt.  

Streitigkeiten sollen mit Hilfe von Konsultationen zwi-
schen den betroffenen Staaten oder innerhalb der 
Kommision beigelegt werden. Bleiben diese Beratun-
gen erfolglos, kann auf Antrag eines Staates ein 
Schlichtungsgremium eingeschaltet werden. Der 
Vorsitzende wird entweder von den Streitparteien 
ausgewählt oder durch Los bestimmt. Jede Seite 
wählt zwei weitere Mitglieder, die Staatsangehörige 
der Gegenseite sein müssen. Die Schlichtungskom-
mission fertigt einen Bericht an und spricht eine Emp-
fehlung aus. Ähnlich wie bei Ausschüssen des All-
gemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) sind 
die beteiligten Länder jedoch nicht an diese Empfeh-
lungen gebunden. Wurde die Empfehlung jedoch 
nicht befolgt, so darf das betroffene Land der Gegen-
seite die NAFTA-Vergünstigungen entziehen. 

Erhebt der Investor den Vorwurf, das Gastland ver-
stoße gegen die Investitionsregeln des NAFTA, kann 
er Schadensersatzansprüche im Wege eines ver-
bindlichen Schiedsgerichtsverfahrens geltend ma-
chen. Daneben steht ihm der Rechtsweg vor den 
Gerichten des Gesetzgeberlandes zur Verfügung. 

Die Ratifizierung in den USA 

Der noch amtierende Präsident George Bush kann 
dem Kongreß das NAFTA-Abkommen noch vor Ab-
lauf seiner Amtszeit am 20.1.1993 zur Ratifizierung 
vorlegen. Er kann diese Aufgabe aber auch dem 
neuen Präsidenten überlassen. Reicht Bush selbst 
das Abkommen an den Kongreß weiter, was wahr-
scheinlich ist, hat der Kongreß aufgrund besonderer 
Vorschriften ("fast track authority") nur 90 Tage lang 
Zeit, um das Abkommen zu ratifizieren oder abzuleh-
nen. Er kann keine Änderung des Vertrages verlan-
gen.  
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Nach den Präsidentschaftswahlen in den USA vom 
3.11.92 hat der neugewählte Präsident Bill Clinton 
seine Absicht erklärt, mit Mexiko neu zu verhandeln. 
Wenn Clinton NAFTA dem Kongreß unter dem 
schnellen Ratifizierungsverfahren vorlegen will, muß 
er nach seinem Amtsantritt die neuen Verhandlungen 
sehr zügig abschließen, denn das beschleunigte Ver-
fahren ist nur bis zum 1.3.1993 möglich, sofern der 
Kongreß keine Verlängerung beschließt. Von dem 
neuen Präsidenten ist allerdings nicht zu erwarten, 
daß er das Abkommen in seinen Kernbestimmungen 
ändern wird. Es geht vielmehr um die Absicherung 
von Arbeits- und Umweltschutzmaßnahmen in Mexi-
ko. Die Förderung dieser Maßnahmen soll den Ver-
lust von Arbeitsplätzen in den USA verhindern. 

Zusammenfassung  

Falls NAFTA in allen drei Ländern ratifiziert wird, so 
wird das Abkommen zu einer allmählichen Integration 
der Märkte in vielen Industriebereichen führen. Zu-
dem müssen die USA, Kanada und Mexiko ihre Wirt-
schaftspolitik stärker aufeinander abstimmen. Das 
Abkommen gibt nordamerikanischen Unternehmen 
einen leichten Wettbewerbsvorsprung vor der Kon-
kurrenz aus Drittländern. Diese Nachteile können 
zum Teil mit Hilfe von Direktinvestitionen in Nord-
amerika vermieden werden. Mittelständischen Unter-
nehmen aus Europa oder Japan steht diese Möglich-
keit leider nicht immer zur Verfügung. 

Regionale Handelsabkommen wie NAFTA können 
den weltweiten Abbau von Zöllen und Handels-
hemmnissen nicht ersetzen, bringen jedoch auch für 
Drittländer einige Vorteile mit sich. So fördert NAFTA 
die Angleichung technischer Normen, so daß die Er-
schließung des nordamerikanischen Marktes erleich-
tert wird. 
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